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KURZE BEGRÜNDUNG 

Eine Ursache für das derzeit geringe Wachstum und die schwache Konjunktur in der EU nach 

der Krise ist ein Produktionsrückgang, der auf Faktoren wie die Verlangsamung des 

technologischen Fortschritts, eine strukturelle Verlagerung hin zu wenig produktiven 

Branchen und hohe Verschuldungsquoten zurückzuführen ist. Daher ist es entscheidend, die 

Kräfte zu bündeln und koordinierte Anstrengungen zu unternehmen, damit die Gefahren einer 

langfristigen Stagnation auf wirtschaftlich, ökologisch und sozial verantwortungsvolle Weise 

abgewehrt werden können. 

 

Seiner Aufgabenstellung entsprechend konzentriert sich der ITRE-Ausschuss vor allem auf 

die Optimierung des Energiesektors, des Telekommunikationssektors, der digitalen 

Technologien, von Forschung und Innovation, KMU sowie des neuen und des traditionellen 

industriellen Rahmens. Diese Bereiche unterstützen die in Europa dringend benötigte 

Steigerung der Produktivität. 

 

Nach Ansicht der Berichterstatterin kann der EFSI 2.0 nicht nur dazu beitragen, die 

Produktion in Europa anzukurbeln, sondern er ist auch ein dynamisches Instrument, mit dem 

der bestehende Investitionsrahmen in der EU umgestaltet werden könnte, und zwar indem das 

wirtschaftliche Ökosystem harmonisiert und Bürokratie abgebaut wird sowie ineffiziente 

Verfahren bei der Koordinierung sowie strukturelle Differenzen beseitigt werden. 

  

Der EFSI ist jedoch kein Instrument der Kohäsionspolitik. Er soll vielmehr zur 

Konjunkturbelebung in der EU beitragen und alle Mitgliedstaaten dabei unterstützen, ihre 

Investitionslücken zu schließen. Der EFSI ist ein mehrwertorientierter Mechanismus, der die 

bestehenden finanziellen Ressourcen und Instrumente ergänzen und erweitern, aber nicht mit 

ihnen konkurrieren soll. Das bedeutet grundsätzlich, dass mit dem EFSI keinesfalls – weder 

heute noch in Zukunft – die Kohäsionsfonds oder andere vergleichbare Instrumente ersetzt 

werden sollen. 

 

Damit die Investitionsziele des EFSI verwirklicht werden, sollte mit dem EFSI dazu 

beigetragen werden, dass jeder Mitgliedstaat sein wirtschaftliches Potenzial – sowohl in 

geografischer als auch in sektoraler Hinsicht – ausschöpft. Leider ist der EFSI der 

Herausforderung der geografischen und sektoralen Diversifizierung bislang nicht gerecht 

geworden. 

 

Die Berichterstatterin betont, dass die EU weder das Wachstum ankurbeln noch Arbeitsplätze 

und Wohlstand schaffen kann, wenn sie lediglich auf altbewährte, aber möglicherweise 

überholte Verfahren zurückgreift. Vielmehr bedarf es dafür eines mittel- bis langfristigen 

Engagements sowie Beharrlichkeit. Dieser Prozess ist kein Sprint, sondern ein Marathon. EIB 

und Kommission – die für die Umsetzung des EFSI hauptverantwortlichen Institutionen – 

sollten diese Denkweise verinnerlichen. Es ist nicht das Ziel, so schnell wie möglich Gelder 

auszuzahlen. Es ist wichtiger, auf Inhalte, Zusätzlichkeit und geografische Reichweite der 

Mittel zu achten, als darauf, dass die Mittel möglichst schnell in Anspruch genommen 

werden. 

 

In dieser Stellungnahme legt der ITRE-Ausschuss besonderes Augenmerk auf die Bereiche 

Energie, Telekommunikation, Forschung, digitale Technologien und KMU, und er setzt sich 
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gezielt mit den derzeitigen Unzulänglichkeiten des EFSI bei der Beseitigung sektoraler und 

geografischer Marktschwächen und suboptimaler Investitionsbedingungen auseinander, die 

nun im Rahmen des EFSI 2.0 behoben werden sollten. 

 

Aus den dargelegten Gründen schlägt die Berichterstatterin vor, den EFSI 2.0 in folgenden 

Punkten zu ändern: 

Aus dem EFSI geförderte Projekte sollten stärker auf Zusätzlichkeit ausgerichtet sein. 

Die EIB sollte ihre Fähigkeit zur Annahme risikoreicherer Projekte ausbauen und dazu 

Risikoteilungsinstrumente und Erstausfallgarantien einsetzen, die sich besonders für 

Infrastrukturprojekte eignen. 

Transparenz und Rechenschaftspflicht im Auswahlverfahren sollten eine 

unabdingbare Voraussetzung für das Kriterium der Zusätzlichkeit und die Umsetzung 

der EFSI-Verordnung sein und im Rahmen des EFSI 2.0 geschützt werden. 

Die geografische Diversifizierung muss sichergestellt werden, indem das Problem der 

unterschiedlichen Risikoaufschläge bei vergleichbaren Projekten in verschiedenen 

Gebieten der EU, das durch die unterschiedlichen Risikoprofile der Mitgliedstaaten 

entsteht, gezielt angegangen wird. 

Die dritte Säule der Investitionsoffensive für Europa (Abbau von 

Investitionshindernissen) ist eine notwendige Voraussetzung für den Erfolg des EFSI, 

darf jedoch nicht als Alibi dienen, um eine geringe Inanspruchnahme insbesondere 

seitens der Kohäsionsländer oder der von der jüngsten Finanzkrise besonders in 

Mitleidenschaft gezogenen Mitgliedstaaten zu rechtfertigen. 

Die Kommission sollte in enger Zusammenarbeit mit der EIB darauf hinwirken, die 

Rolle nationaler Fördereinrichtungen zu stärken bzw. sie in den Mitgliedstaaten 

einzurichten, in denen sie noch nicht vorhanden sind. 

Um neue Mittel anzuziehen, sollte die Kommission eng mit den 

Finanzaufsichtsbehörden der EU zusammenarbeiten, damit die Finanzinstitutionen die 

Möglichkeit erhalten, mittels Lockerung der entsprechenden regulatorischen 

Beschränkungen in ihren Bilanzen mehr in langfristige Infrastrukturprojekte zu 

investieren. 

Die strikte Umsetzung des Stabilitäts- und Wachstumspakts sollte die Mitgliedstaaten 

nicht daran hindern, den EFSI für Investitionen in die Infrastruktur zu nutzen. Die 

Kommission sollte entsprechende Maßnahmen in die Wege leiten. 

Ein besonderer Schwerpunkt sollte auf wachstums- und beschäftigungsfördernde 

Projekte in entlegenen Gebieten oder weniger entwickelten Regionen gelegt werden. 

Finanzhilfen aus der Fazilität „Connecting Europe“ und andere damit verbundene 

Fazilitäten sollten nicht mit dem EFSI oder seiner marktorientierten Ausrichtung 

konkurrieren, die darauf ausgerichtet ist, „frische Mittel“ anzuziehen und 

unproduktives Kapital zu mobilisieren. Daher wird für die erfolgreiche Ankurbelung 

der Investitionstätigkeit in der EU eine optimale Mischung von Ressourcen benötigt. 

Zu berücksichtigen ist auch der ordnungspolitische Rahmen, der solche 

Mischfinanzierungen ermöglicht. In diesem Zusammenhang dürfte die 

Haushaltsordnung/„Omnibus“-Verordnung hilfreich sein. 

Multinationale Infrastrukturprojekte sollten ausgeweitet werden. Die Kommission 

sollte auf die Harmonisierung der ordnungspolitischen Unterschiede in den 

Mitgliedstaaten hinarbeiten. Dies ist erforderlich, um Infrastrukturprojekte zu 
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beschleunigen, an denen zwei oder mehr Mitgliedstaaten beteiligt sind oder die 

grenzüberschreitenden Charakter haben. 

Die Stärkung und Erweiterung der Rolle der europäischen Plattform für 

Investitionsberatung (European investment advisory hub, EIAH) ist für den Erfolg des 

EFSI entscheidend. Die Plattform sollte lokale Behörden, Einrichtungen ohne 

Gewinnzweck und Investoren beratend unterstützen, im Bedarfsfall die Schaffung von 

Investitionsplattformen erleichtern, die Bildung von Zweckgesellschaften und 

öffentlich-privaten Partnerschaften unterstützen sowie Interessenträger in Bezug auf 

innovative Finanzierungsquellen – insbesondere im Zusammenhang mit Projekten in 

den Bereichen Infrastruktur, Energie und in der digitalen Wirtschaft – beraten. 

Gemäß den im Rahmen der COP 21 eingegangenen Verpflichtungen sollten 

mindestens 40 % der EFSI-Finanzierungen auf Projekte entfallen, die zum 

Klimaschutz beitragen, darunter mindestens 20 % für Projekte im Bereich 

Energieeffizienz. Projekte im Bereich fossiler Brennstoffe sollten vermieden werden. 

Im Sinne der Wettbewerbsvorteile der EU im Bereich der digitalen Technologien 

sollte der zukunftsorientierte digitale Sektor an erster Stelle der 

Finanzierungsprioritäten des EFSI stehen, und zwar vor allem Projekte, die auf den 

Ausbau der Kapazitäten und der Infrastruktur in den Bereichen Vernetzung, 

Cybersicherheit, Netzwerke, Blockchain-Plattformen, Internet der Dinge usw. 

ausgerichtet sind. Diese Priorisierung sollte durch den Einsatz von Sachverständigen 

aus diesen Sektoren bei der EIAH und in den Entscheidungsstrukturen der EIB 

gestärkt werden. 

Der EFSI sollte dazu dienen, die Investitionslücke in der Forschung zu schließen, und 

zwar vor allem in Zukunftsbranchen und Branchen mit niedrigem 

Technologiereifegrad (Technology Readiness Level, TRL), die voraussichtlich die 

Verbrauchernachfrage in den kommenden 20 Jahren bestimmen und gestalten werden. 

Die Kommission und die EIB sollten gemeinsam darauf hinarbeiten, vorbeugend 

kooperationsunwillige Länder zu ermitteln und klare, öffentlich zugängliche Kriterien 

festzulegen, mit denen die Rechtssicherheit des EFSI gestärkt wird, ohne die 

Standards der EU in Fragen der Besteuerung zu gefährden. 

 

 

ÄNDERUNGSANTRÄGE 

Der Ausschuss für Industrie, Forschung und Energie ersucht den federführenden 

Haushaltsausschuss und den federführenden Ausschuss für Wirtschaft und Währung, folgende 

Änderungsanträge zu berücksichtigen: 

Änderungsantrag 1 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 4 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(4) Der von der EIB-Gruppe 

umgesetzte und mitfinanzierte EFSI ist 

auf dem besten Weg, die anvisierte 

Mobilisierung von mindestens 

315 Mrd. EUR an zusätzlichen 

Investitionen in die Realwirtschaft bis 

Mitte 2018 zu erreichen. Besonders rasch 

war die Marktaufnahme im Rahmen des 

KMU-Finanzierungsfensters: Hier 

übertrifft der EFSI deutlich alle 

Erwartungen. Daher wurde das KMU-

Finanzierungsfenster im Juli 2016 im 

Rahmen der geltenden Bestimmungen der 

Verordnung (EU) 2015/1017 um 

500 Mio. EUR aufgestockt. Aufgrund der 

außergewöhnlichen Nachfrage nach 

Finanzierungen für KMU im Rahmen des 

EFSI wird ein größerer Anteil der 

Finanzierung an KMU gerichtet werden. 

40 % der erhöhten 

Risikoübernahmekapazität des EFSI 

sollte darauf verwendet werden, den 

Zugang von KMU zu Finanzierungen 

auszuweiten. 

(4) In der ersten Umsetzungsphase 

erbrachte der EFSI spürbare und 

vielversprechende Ergebnisse. Es ist noch 

zu früh, um umfassend bewerten zu 

können, inwiefern der EFSI dazu 

beiträgt, die Investitionslücken zu 

schließen, die hohen Arbeitslosenquoten 

abzubauen und die in Folge der jüngsten 

Finanzkrise schwachen Wachstumsraten 

in der Union zu verbessern. Die jüngsten 

Daten lassen jedoch darauf schließen, 

dass es in einigen Bereichen noch Raum 

für Verbesserungen gibt, und zwar unter 

anderem bei der Komplementarität mit 

den anderen Säulen der 

Investitionsoffensive, einer besseren 

Aufteilung unter den Mitgliedstaaten, der 

Zusätzlichkeit, der Verwaltung sowie bei 

der Mobilisierung nachhaltiger 

Investitionsmittel zur Förderung des 

Klimaschutzes. Den Angaben der EIB, die 

das Funktionieren des EFSI im Zeitraum 

bis zum 30. Juni 2016 bewertet hat, lässt 

sich entnehmen, dass der EFSI mit Blick 

auf die unterzeichneten Transaktionen 

und die Auszahlungen womöglich im 

Rückstand ist. Außerdem erfolgte die 

Marktaufnahme im Rahmen des KMU-

Finanzierungsfensters rascher als beim 

Finanzierungsfenster „Infrastruktur und 

Innovation“, was jedoch daran liegen 

könnte, dass die Projekte unterschiedlich 

beschaffen sind. 

Änderungsantrag   2 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 4 a (neu)  

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (4a) Es wird erwartet, dass der EFSI 

die anvisierte Mobilisierung von 

315 Mrd. EUR an zusätzlichen 

Investitionen bis Mitte 2018 erreicht. Es 

liegt jedoch weder im Hinblick auf die 
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wirtschaftlichen Ergebnisse noch auf die 

ökologischen und gesellschaftlichen 

Auswirkungen des EFSI eine 

unabhängige Bewertung vor. Es sei daran 

erinnert, dass das vorrangige Ziel des 

EFSI darin besteht, Projekte zu fördern, 

die den Unionsbürgern langfristig 

ökologischen und gesellschaftlichen 

Nutzen, hochwertige dauerhafte 

Arbeitsplätze und Infrastrukturen bieten. 

 

 

Änderungsantrag   3 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 5 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(5) Am 28. Juni 2016 kam der 

Europäische Rat zu folgender 

Schlussfolgerung: „Die 

Investitionsoffensive für Europa und 

insbesondere der Europäische Fonds für 

strategische Investitionen (EFSI) haben 

bereits konkrete Ergebnisse erbracht und 

sind ein wichtiger Schritt und Beitrag zur 

Mobilisierung von Privatinvestitionen, 

während gleichzeitig knappe 

Haushaltsmittel intelligent eingesetzt 

werden.“ Die Kommission beabsichtigt, in 

Kürze Vorschläge für die Zukunft des 

EFSI vorzulegen, die vom Europäischen 

Parlament und vom Rat vorrangig geprüft 

werden sollten.“ 

(5) Am 28. Juni 2016 kam der 

Europäische Rat zu der Schlussfolgerung, 

dass die Investitionsoffensive für Europa 

und insbesondere der EFSI konkrete 

Ergebnisse erbracht haben. Dennoch 

bestehen weiterhin Ineffizienzen und 

Ungleichgewichte in Bezug auf die 

geografische und sektorale 

Diversifizierung. Zu der geografischen 

Diversifizierung ist festzuhalten, dass bis 

zum 30. Juni 2016 insgesamt 63 % der im 

Rahmen des Finanzierungsfensters 

„Infrastruktur und Innovation“ 

unterzeichneten Projekte für das 

Vereinigte Königreich, Italien und 

Spanien und 91 % für die Staaten der 

EU 15 vorgesehen waren. 54 % der im 

Rahmen des KMU-Finanzierungsfensters 

unterzeichneten Projekte waren für 

Italien, Frankreich und Deutschland und 

93 % für die Staaten der EU 15 

vorgesehen. Besonderes Augenmerk sollte 

auf die wirtschaftlich schwachen 

osteuropäischen Mitgliedstaaten gelegt 

werden, indem diese bei der Überwindung 

der derzeitigen Investitionsengpässe 

unterstützt werden und ihre 

Wettbewerbsfähigkeit gestärkt wird. Unter 

Berücksichtigung dieser 
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Ungleichgewichte sowie bestehender 

finanzieller Differenzen, struktureller 

Hindernisse, ordnungspolitischer 

Rahmen und der Risikoscheu von 

Investoren sollte die Kommission 

ehrgeizige Maßnahmen ergreifen, um die 

Mobilisierung von Privatinvestitionen zu 

fördern, und die notwendigen gesetzlichen 

Änderungen in die Wege leiten, damit die 

Finanzinstitutionen mehr 

Infrastrukturprojekte, einschließlich der 

weiteren Finanzierung von KMU, in ihre 

Portfolios aufnehmen können, während 

gleichzeitig knappe Haushaltsmittel 

intelligent eingesetzt werden. Was die 

Verwendung des EFSI betrifft, sollte 

außerdem berücksichtigt werden, dass 

sich bestehende strukturelle 

Effizienzmängel in bestimmten 

Mitgliedstaaten auch nachteilig auf 

andere Mitgliedstaaten auswirken. Daher 

sollten Mitgliedstaaten nicht befugt sein, 

mehr als 10 % des EFSI-Mechanismus zu 

verwenden. 

 

Änderungsantrag   4 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 6 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(6) Der EFSI wurde zunächst für 

einen Zeitraum von drei Jahren 

geschaffen und sollte mindestens 315 

Mrd. EUR an Investitionen mobilisieren. 

Angesichts seines Erfolgs spricht sich die 

Kommission für eine Verdoppelung des 

EFSI aus – sowohl in Bezug auf seine 

Laufzeit als auch seine finanzielle 

Ausstattung. Die rechtliche Verlängerung 

fällt in den Zeitraum des aktuellen 

mehrjährigen Finanzrahmens und sollte bis 

2020 zu mindestens einer halben Billion 

Euro an Investitionen führen. Um die 

Schlagkraft des EFSI noch weiter zu 

steigern und die angestrebte Verdoppelung 

des Investitionsziels zu erreichen, sollten 

(6) Angesichts der positiven 

Indikatoren spricht sich die Kommission 

für eine Verdoppelung des EFSI aus – 

sowohl in Bezug auf seine Laufzeit als 

auch seine finanzielle Ausstattung. Die 

rechtliche Verlängerung fällt in den 

Zeitraum des aktuellen mehrjährigen 

Finanzrahmens und sollte bis 2020 zu 

Investitionen in Höhe von mindestens 

500 Mrd. EUR führen. Um die Schlagkraft 

des EFSI noch weiter zu steigern und die 

angestrebte Verdoppelung des 

Investitionsziels zu erreichen, sollten auch 

die Mitgliedstaaten ihren Beiträgen 

Vorrang einräumen. 
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auch die Mitgliedstaaten ihren Beiträgen 

Vorrang einräumen. 

 

Änderungsantrag   5 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 8 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(8) Der verlängerte EFSI sollte es 

ermöglichen, verbleibendes Marktversagen 

und suboptimale Investitionsbedingungen 

auszugleichen und weiter Finanzmittel des 

Privatsektors für Investitionen zu 

mobilisieren, die für die Schaffung von 

weiteren Arbeitsplätzen – unter anderem 

für Jugendliche – und das Wachstum in 

Europa sowie für seine 

Wettbewerbsfähigkeit von entscheidender 

Bedeutung sind; dabei sollte ein stärkeres 

Augenmerk auf die Zusätzlichkeit gelegt 

werden. Die Investitionen betreffen 

Bereiche wie Energie, Umwelt und 

Klimaschutz, Sozial- und Humankapital 

und die dazugehörige Infrastruktur sowie 

Gesundheitsversorgung, Forschung und 

Innovation, grenzüberschreitender und 

nachhaltiger Verkehr und digitaler Wandel. 

Insbesondere sollte der Beitrag der aus 

dem EFSI geförderten Vorhaben zur 

Erreichung der im Rahmen der COP 21 

vereinbarten ehrgeizigen Ziele der EU 

erhöht werden. Auch vorrangige Projekte 

in den Bereichen Energieverbundnetze 

und Energieeffizienz sollten vermehrt 

gefördert werden. Darüber hinaus sollte 

von EFSI-Förderungen für Autobahnen 

abgesehen werden, es sei denn, sie dienen 

der Unterstützung privater Investitionen 

in die Verkehrssektoren der 

Kohäsionsländer oder in 

grenzüberschreitende Verkehrsprojekte 

unter Beteiligung mindestens eines 

Kohäsionslands. Aus Gründen der Klarheit 

empfiehlt es sich, zu präzisieren, dass 

Projekte in den Bereichen Landwirtschaft, 

Fischerei und Aquakultur im Rahmen der 

(8) Der verlängerte EFSI sollte es 

ermöglichen, verbleibendes Marktversagen 

und suboptimale Investitionsbedingungen 

auszugleichen und weiter Finanzmittel des 

Privatsektors für Investitionen zu 

mobilisieren, die für eine nachhaltige 

Qualität und ein hohes Niveau des 

Humankapitals, die Schaffung von 

weiteren hochwertigen Arbeitsplätzen – 

insbesondere für Jugendliche –, für 

Wachstum und Wettbewerbsfähigkeit 

sowie für eine verbesserte Zusätzlichkeit 

und mehr sozialen Zusammenhalt und 

somit auch für bessere 

Lebensbedingungen der Unionsbürger 

von entscheidender Bedeutung sind. Die 

Investitionen sollten außerdem Bereiche 

wie Energie, Umwelt, Klimaschutz und die 

dazugehörige Infrastruktur sowie 

Gesundheitsversorgung, Forschung und 

Innovation, grenzüberschreitender und 

nachhaltiger Verkehr, Tourismus und 

digitaler Wandel betreffen. Insbesondere 

sollten der Beitrag der aus dem EFSI 

geförderten Vorhaben zur Erreichung der 

im Rahmen der COP 21 vereinbarten 

ehrgeizigen Ziele und die Umsetzung der 

Zusage der EU, den Ausstoß von 

Treibhausgasen bis 2050 um 80 bis 95 % 

zu senken, gestärkt werden. Vorrangige 

Projekte im Bereich Stromverbundnetze, 
Projekte in den Bereichen Energieeffizienz 

und Kreislaufwirtschaft – insbesondere 

wenn sie die Sicherheit der 

Energieversorgung in der Union 

verbessern und einzelnen Bürgern, 

Gemeinschaften und Genossenschaften 

die Möglichkeit geben, sich aktiv zu 



 

PE597.734v02-00 10/39 AD\1121585DE.docx 

DE 

allgemeinen Ziele für eine Förderung durch 

den EFSI in Frage kommen, auch wenn 

dies bereits der Fall ist. 

beteiligen – sollten ebenso vermehrt 

gefördert werden wie die Anpassung der 

Energienetze, die Erzeugung, 

Speicherung und Verteilung von 

erneuerbarer Energie sowie alternative 

Energiequellen für Fahrzeuge und die 

Bauwirtschaft. Bisher hat sich gezeigt, 

dass die umfassende Unterstützung im 

Rahmen des EFSI für Projekte in den 

Bereichen Energie, Energieeffizienz und 

erneuerbare Energieträger mit einer 

entsprechenden Verringerung der 

regulären Investitionen der EIB in diesen 

Bereichen einhergeht, wodurch das 

Kriterium der Zusätzlichkeit nicht erfüllt 

wird. Die im Rahmen des EFSI 

vergebenen Darlehen sollten zusätzlich zu 

den regulären Investitionstätigkeiten der 

EIB gewährt werden. Desgleichen sollten 

im digitalen Sektor sowie im Rahmen der 

ehrgeizigen Strategie der Union für die 

digitale Wirtschaft neue Ziele für die 

digitale Infrastruktur festgelegt werden, 

damit die digitale Kluft überwunden wird 

und die Union im neuen Zeitalter des 

sogenannten „Internets der Dinge“, der 

Blockchain-Technologie und der Cyber- 

und Netzwerksicherheit weltweit eine 

Vorreiterrolle spielt. Außerdem sollte ein 

Kriterium für den Erfolg des EFSI die 

Unterstützung sein, die in den 

Politikbereichen gewährt wird, die  

besonders von Investitionskürzungen zur 

Finanzierung des EFSI betroffen waren, 

wie etwa Forschungszuschüsse, 

insbesondere bei geringer 

Technologiereife. Von EFSI-

Förderungen für Autobahnen sollte 

abgesehen werden, es sei denn, sie dienen 

der Unterstützung privater Investitionen 

in den Bereich Verkehr in den 

Kohäsionsländern oder in 

grenzüberschreitende Verkehrsprojekte 

unter Beteiligung mindestens eines 

Kohäsionslands. Aus Gründen der Klarheit 

empfiehlt es sich, zu präzisieren, dass 

Projekte in den Bereichen Landwirtschaft, 

Fischerei und Aquakultur im Rahmen der 

allgemeinen Ziele für eine Förderung durch 
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den EFSI in Frage kommen, auch wenn 

dies bereits der Fall ist. Von der 

Förderung von Projekten im 

Zusammenhang mit fossilen 

Brennstoffen – insbesondere in den 

Bereichen Infrastruktur und 

Nuklearanlagen – durch den EFSI sollte 

abgesehen werden. 

 

Änderungsantrag   6 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 8 a (neu)  

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (8a) Im Rahmen ihrer 

Sondermaßnahmen, die durch den EFSI 

unterstützt werden, nutzt die EIB 

systematisch die Beteiligung an 

Instrumenten zur Teilung des Risikos mit 

ihren Ko-Investoren. Dementsprechend 

sollte die EIB im Rahmen dieser 

Maßnahmen in Form einer 

Erstverlustgarantie im Fall einer 

Kombination von Instrumenten zwingend 

und in allen anderen Fällen dann 

eingreifen, wenn es notwendig und 

zweckdienlich ist, um die Zusätzlichkeit 

des EFSI-Mechanismus zu optimieren 

und mehr private Mittel zu mobilisieren. 

 

Änderungsantrag   7 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 8 b (neu)  

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (8b) Es sei daran erinnert, dass alle 

Weltmächte einen militärisch-

industriellen Komplex aufgebaut haben, 

um den Wettbewerb in Technologie und 

Wissenschaft zu beherrschen. Deshalb ist 

es unbedingt notwendig, dass die Union es 

ihnen gleichtut und erhebliche 

Finanzmittel – insbesondere durch den 
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EFSI – für den Aufbau einer 

Verteidigungsindustrie der Union 

aufwendet, deren Forschungs- und 

Entwicklungstätigkeit auch zu zivil 

nutzbaren Nebenprodukten führen wird, 

was wiederum erhebliche Auswirkungen 

auf die Wirtschaft haben dürfte. 

 

Änderungsantrag   8 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 9 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(9) Der Zusätzlichkeit als ein 

wesentliches Merkmal des EFSI sollte bei 

der Projektauswahl erhöhte 

Aufmerksamkeit zukommen. Insbesondere 

sollten Maßnahmen nur dann für eine 

Unterstützung durch den EFSI in Frage 

kommen, wenn sie ein eindeutig ermitteltes 

Marktversagen oder suboptimale 

Investitionsbedingungen ausgleichen. Bei 

Infrastrukturvorhaben zwischen zwei oder 

mehr Mitgliedstaaten im Rahmen des 

Finanzierungsfensters „Infrastruktur und 

Innovation“, auch im Bereich e-

Infrastruktur, sollte angesichts ihrer 

Schwierigkeit und des hohen Mehrwerts 

für die Union davon ausgegangen werden, 

dass sie das Kriterium der Zusätzlichkeit 

erfüllen. 

(9) Die Zusätzlichkeit, die ein 

wesentliches Merkmal des EFSI ist, sollte 

bei jedem einzelnen Projekt systematisch 

bewertet, dokumentiert und gemeldet 

werden. Die EIB sollte zu jedem 

finanzierten Projekt aufgeschlüsselte 

statistische Daten veröffentlichen, die die 

Ex-ante- und Ex-post-Bewertungen der 

einzelnen Projekte sowie eine 

ausführliche Erläuterung der bei der 

Auswahl und Bewertung verwendeten 

Indikatoren und Kriterien umfassen. 

Insbesondere sollten Maßnahmen nur dann 

für eine Unterstützung durch den EFSI in 

Frage kommen, wenn sie ein eindeutig 

ermitteltes Marktversagen oder 

suboptimale Investitionsbedingungen 

ausgleichen. Die Zusätzlichkeit sollte auch 

durch geografische Faktoren erhöht 

werden, etwa die Herkunft der 

Begünstigten oder die geografische 

Ausrichtung der Projekte. Bei 

Infrastrukturvorhaben zwischen zwei oder 

mehr Mitgliedstaaten – insbesondere 

dann, wenn mindestens einer von ihnen 

ein Kohäsionsland ist – im Rahmen des 

Finanzierungsfensters „Infrastruktur und 

Innovation“, auch im Bereich e-

Infrastruktur, sollte angesichts ihrer 

Schwierigkeit und des hohen Mehrwerts 

für die Union davon ausgegangen werden, 

dass sie das Kriterium der Zusätzlichkeit 

erfüllen. Darüber hinaus sollten die aus 
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dem EFSI unterstützten Projekte auch 

dann als Zusätzlichkeit bewirkend 

betrachtet werden, wenn sie auf lange 

Sicht Vorteile für Gesellschaft und 

Umwelt bringen. Es sollte ein Bericht 

darüber verfasst werden, wie und in 

welchem Umfang gesellschaftlichen und 

umweltbezogenen Faktoren Rechnung 

getragen wurde. 

 

Änderungsantrag   9 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 9 a (neu)  

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (9a) Die EIB hat bereits zahlreiche 

Produkte entwickelt, die – hauptsächlich 

mithilfe von Instrumenten zur Teilung des 

Risikos mit ihren Ko-Investoren – eine 

stärkere Risikoübernahme erleichtern. 

Die EIB sollte eingreifen, indem sie 

Erstverlustgarantien bereitstellt, um die 

Zusätzlichkeit des EFSI zu optimieren, 

mehr private Mittel zu mobilisieren und 

Investitionen zu beschleunigen, 

insbesondere im Bereich Infrastruktur. 

  

Änderungsantrag   10 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 9 b (neu)  

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (9b) Transparenz bei der Feststellung 

der Zuschussfähigkeit, sowie in den 

einzelnen Phasen der Genehmigung und 

Auswahl von Vorhaben ist eine 

wesentliche Voraussetzung ist eine 

wesentliche Voraussetzung, die sich in der 

Lenkungsstruktur des 

Beschlussfassungsprozesses 

niederschlagen muss. Die Rolle des 

Lenkungsrats und des 

Investitionsausschusses sollte genauer 
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präzisiert werden. Mit ihren Beschlüssen 

im Rahmen des Auswahlverfahrens sollte 

die Zusätzlichkeit sichergestellt werden; 

außerdem sollten bei abgelehnten 

Projekten die entsprechenden Gründe 

offengelegt werden. Daher ist es wichtig, 

die Rechenschaftspflicht der 

Entscheidungsträger laufend zu prüfen, 

damit sichergestellt ist, dass sich die bei 

der Durchführung der Verordnung (EU) 

Nr. 2015/1017 aufgetretenen 

Schwierigkeiten nicht bei der 

vorliegenden Verordnung wiederholen. 

Ferner sollte die Kommission sich 

umgehend mit der Formulierung 

vordefinierter, klarer, objektiver und 

öffentlich zugänglicher Kriterien, die dem 

Abbau von Rechtsunsicherheit und der 

Verbesserung der Besteuerung dienen, 

befassen, insbesondere wenn an der 

Investitionstätigkeit Stellen beteiligt sind, 

die mit kooperationsunwilligen Staaten in 

Verbindung stehen. Auch die 

Verfahrensweise, nach der die EIB die 

Zinssätze für ihre 

Finanzierungstätigkeiten im Rahmen des 

EFSI festlegt, muss transparent sein. 

Stark überhöhte Risikoaufschläge für 

bestimmte Länder sollten nicht 

herangezogen werden, um Begünstigte 

aus benachteiligten Mitgliedstaaten von 

einer Beteiligung abzuschrecken. 

 

Änderungsantrag   11 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 10 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(10) Mischfinanzierungstätigkeiten, die 

nicht rückzahlbare 

Unterstützungsleistungen und/oder 

Finanzierungsinstrumente aus dem 

Unionshaushalt, wie jene im Rahmen der 

Fazilität „Connecting Europe“, mit 

Finanzierungen der EIB-Gruppe, 

einschließlich der EIB-Finanzierung im 

(10) Mischfinanzierungstätigkeiten, die 

nicht rückzahlbare 

Unterstützungsleistungen bzw. 

Finanzierungsinstrumente aus dem 

Unionshaushalt, wie jene im Rahmen der 

Fazilität „Connecting Europe“, mit 

Finanzierungen der EIB-Gruppe, 

einschließlich der EIB-Finanzierung im 
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Rahmen des EFSI, sowie anderer 

Investoren kombinieren, sollten aufgrund 

ihres Potenzials, die Effizienz der EFSI-

Maßnahmen zu steigern, gefördert werden. 

Mischfinanzierungen zielen darauf ab, den 

Mehrwert der EU-Ausgaben durch 

Mobilisierung zusätzlicher Mittel privater 

Investoren zu steigern und zu 

gewährleisten, dass die unterstützten 

Maßnahmen wirtschaftlich und finanziell 

tragfähig sind. 

Rahmen des EFSI, sowie anderer 

Investoren kombinieren, sollten aufgrund 

ihres Potenzials, die Effizienz der EFSI-

Maßnahmen zu steigern, gefördert werden. 

Mischfinanzierungen zielen darauf ab, den 

Mehrwert der EU-Ausgaben durch 

Mobilisierung zusätzlicher Mittel privater 

Investoren zu steigern und zu 

gewährleisten, dass die unterstützten 

Maßnahmen wirtschaftlich und finanziell 

tragfähig sind. Angesichts der Komplexität 

dieser Instrumente sollte das 

Beratungsangebot der EIAH auch die 

optimale Auswahl an 

Finanzierungsinstrumenten und 

Mischfinanzierungen abdecken. Ferner 

sollte die EIAH, die als marktorientiertes 

Instrument verschiedene Branchen im 

Bereich Investitionen berät, 

gegebenenfalls ihre Sachkenntnis auch 

anderen beratenden Einrichtungen zur 

Verfügung stellen, die über maßgebliches 

branchenspezifisches Fachwissen 

verfügen. Die Förderung der weiteren 

Zusammenarbeit der EIAH mit anderen 

beratenden Einrichtungen ist 

entscheidend für den Erfolg des EFSI; 

dies gilt insbesondere für Marktbereiche 

und Nischen, in denen ein höherer 

Spezialisierungsgrad und 

umfangreicheres Fachwissen erforderlich 

sind. 

 

Änderungsantrag   12 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 10 a (neu)  

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (10a) Um die Leistung des EFSI sowohl 

auf nationaler als auch auf regionaler 

Ebene zu verbessern, muss die 

Zusammenarbeit zwischen der EIB, die 

den EFSI steuert, und den nationalen 

Förderbanken oder -instituten intensiviert 

werden. 
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Änderungsantrag   13 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 11 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(11) Um die Inanspruchnahme des EFSI 

in weniger entwickelten Regionen und 

Übergangsregionen zu erhöhen, sollten die 

allgemeinen Ziele, für die im Rahmen des 

EFSI Unterstützung gewährt werden kann, 

erweitert werden. 

(11) Um die Inanspruchnahme des EFSI 

in weniger entwickelten Regionen und 

Übergangsregionen zu erhöhen, sollten die 

allgemeinen Ziele, für die im Rahmen des 

EFSI Unterstützung gewährt werden kann, 

erweitert werden, wobei für eine 

ausgewogene Verteilung der Projekte in 

der Union gesorgt werden muss, damit 

alle Mitgliedstaaten Zugang zu 

Finanzierung erhalten. Damit die Ziele 

der Union im Hinblick auf den 

wirtschaftlichen, sozialen und 

territorialen Zusammenhalt, die 

Verringerung regionaler Unterschiede, 

die Schaffung von mehr hochwertigen 

Arbeitsplätzen und die Erweiterung der 

Produktionsbasis der Mitgliedstaaten – 

insbesondere der Staaten, die am 

schwersten von der Finanzkrise getroffen 

wurden, und der Regionen, die 

hinsichtlich der Steigerung des BIP 

unterhalb des europäischen 

Durchschnitts liegen – vorangebracht 

werden, muss die geografische 

Ausgewogenheit im Rahmen der über den 

EFSI gewährten Unterstützung im 

Einklang mit den Leitlinien zur 

geografischen Diversifizierung und 

Konzentration und durch die Stärkung 

der Rolle der EIAH gefördert werden. 

Dabei sollte die marktorientierte 

Ausrichtung des EFSI gewahrt bleiben. 

 

Änderungsantrag   14 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 14 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(14) Zur teilweisen Finanzierung des 

Beitrags aus dem Gesamthaushalt der 

Union an den EU-Garantiefonds für die 

zusätzlich zu tätigenden Investitionen 

sollte eine Mittelübertragung aus den 

verfügbaren Mitteln der Fazilität 

„Connecting Europe“ (CEF) gemäß der 

Verordnung (EU) Nr. 1316/2013 des 

Europäischen Parlaments und des Rates4 

erfolgen. Darüber hinaus sollten aus den 

Mitteln für die CEF-

Finanzierungsinstrumente 1 145 797 000 

EUR an die Zuschusskomponente der CEF 

übertragen werden, um eine Kombination 

mit dem EFSI oder anderen relevanten 

Instrumenten, vor allem solchen, die auf 

Energieeffizienz abzielen, zu erleichtern. 

(14) Zur teilweisen Finanzierung des 

Beitrags aus dem Gesamthaushalt der 

Union an den EU-Garantiefonds für 

zusätzlich zu tätigende Investitionen sollte 

eine angemessene Anpassung an die 

Zielquote des EU-Garantiefonds die 

notwendige Aufstockung der Mittel 

ermöglichen, ohne dass die knappen 

Ressourcen der verfügbaren Mittel der 

Fazilität „Connecting Europe“ (CEF) und 

von Horizont 2020 gemäß den 

Verordnungen (EU) Nr. 1316/20134und 

(EU) Nr. 1291/20135 des Europäischen 

Parlaments und des Rates weiter reduziert 

werden, wie in der von der Kommission 

durchgeführten Bewertung dargestellt. 

Darüber hinaus sollten aus den Mitteln für 

die CEF-Finanzierungsinstrumente 1 145 

797 000 EUR an die Zuschusskomponente 

der CEF übertragen werden, um eine 

Kombination mit dem EFSI oder anderen 

relevanten Instrumenten, vor allem 

solchen, die auf Energieeffizienz abzielen, 

zu erleichtern. 

__________________ __________________ 

4 Verordnung (EU) Nr. 1316/2013 des 

Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 11. Dezember 2013 zur Schaffung der 

Fazilität „Connecting Europe“, zur 

Änderung der Verordnung (EU) Nr. 

913/2010 und zur Aufhebung der 

Verordnungen (EG) Nr. 680/2007 und 

(EG) Nr. 67/2010 (ABl. L 348 vom 

20.12.2013, S. 129). 

4 Verordnung (EU) Nr. 1316/2013 des 

Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 11. Dezember 2013 zur Schaffung der 

Fazilität „Connecting Europe“, zur 

Änderung der Verordnung (EU) 

Nr. 913/2010 und zur Aufhebung der 

Verordnungen (EG) Nr. 680/2007 und 

(EG) Nr.  67/2010 (ABl. L 348 vom 

20.12.2013, S. 129). 

 5 Verordnung (EU) Nr. 1291/2013 des 

Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 11. Dezember 2013 über das 

Rahmenprogramm für Forschung und 

Innovation Horizont 2020 (2014-2020) 

und zur Aufhebung des Beschlusses 

Nr. 1982/2006/EG (Text von Bedeutung 

für den EWR) (ABl. L 347 vom 

20.12.2013, S. 104). 
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Änderungsantrag   15 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 15 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(15) Auf der Grundlage der Erfahrungen 

mit den aus dem EFSI geförderten 

Investitionen sollte die Zielquote des EU-

Garantiefonds auf 35 % der 

Gesamtgarantieverpflichtungen der EU 

festgelegt werden, um ein angemessenes 

Schutzniveau zu gewährleisten. 

(15) Auf der Grundlage der Erfahrungen 

mit den aus dem EFSI geförderten 

Investitionen sollte die Zielquote des EU-

Garantiefonds auf 32 % der 

Gesamtgarantieverpflichtungen der EU 

festgelegt werden, um ein angemessenes 

Schutzniveau zu gewährleisten. 

 

Änderungsantrag   16 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 15 a (neu)  

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (15a) Es ist unbedingt notwendig zu 

prüfen, ob und in welchem Umfang einige 

Mitgliedstaaten – besonders diejenigen, 

die stärker von der jüngsten Finanzkrise 

betroffen waren – aufgrund der strikten 

Umsetzung des Stabilitäts- und 

Wachstumspakts Schwierigkeiten haben, 

sich direkt oder indirekt – etwa indem sie 

mit öffentlicher Finanzierung zu 

einzelnen Projekten und 

Investitionsplattformen beitragen – am 

EFSI zu beteiligen. Es muss ebenfalls 

unbedingt untersucht werden, ob mehr 

Arbeitsplätze geschaffen werden und das 

Wachstum angekurbelt wird, wenn direkte 

oder indirekte Beiträge von 

Mitgliedstaaten und regionalen oder 

lokalen Behörden als einmalige 

Maßnahmen im Rahmen des Stabilitäts- 

und Wachstumspakts angesehen werden. 

Mit diesen Maßnahmen werden die 

Mitgliedstaaten bei der Durchführung 

notwendiger Reformen unterstützt, die für 

die Konsolidierung des 

Wirtschaftswachstums auf lokaler Ebene 

unerlässlich sind. 
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Änderungsantrag   17 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 15 b (neu)  

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (15b) Es sei zudem darauf hingewiesen, 

dass es sich beim EFSI um eine 

Finanzierungsfazilität handelt, die 

geschaffen wurde, um die bestehenden 

Finanzierungsinstrumente – etwa die 

ESI-Fonds, die Kohäsionsfonds und die 

Fazilität „Connecting Europe“ – zu 

ergänzen, und nicht, um mit ihnen zu 

konkurrieren. Darüber hinaus sollten – 

angesichts der Schwierigkeiten, die im 

Zusammenhang mit der Wahrung der 

globalen Vorreiterrolle der EU in den 

Bereichen Wissenschaft, Forschung und 

Entdeckung zu bewältigen sind – bei einer 

etwaigen Verlängerung des EFSI über 

den geltenden mehrjährigen 

Finanzrahmen hinaus Alternativen zu 

den in der Verordnung (EU) 

Nr. 1291/2013 vorgesehenen 

Finanzierungsquellen gesucht werden. 

Dementsprechend sollte der EFSI die 

bestehenden Kohäsions- und 

Strukturfonds und die damit verbundenen 

Fazilitäten weder vollständig bzw. 

teilweise ersetzen noch ihre Bedeutung 

schmälern. 

 

 

Änderungsantrag   18 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 16 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(16) Im Einklang mit dem 

außergewöhnlichen Bedarf an KMU-

Finanzierungen im Rahmen des EFSI, der 

sich fortsetzen dürfte, sollte das KMU-

Finanzierungsfenster erweitert werden. 

Besonderes Augenmerk sollte sozialen 

(16) Im Einklang mit dem 

außergewöhnlichen Bedarf an KMU-

Finanzierungen im Rahmen des EFSI sollte 

das KMU-Finanzierungsfenster mit 

zusätzlichen Mitteln und den im Rahmen 
der Plattform für Investitionsberatung 
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Unternehmen gelten; dazu sollten auch 

neue Instrumente entwickelt und 

eingesetzt werden. 

vorhandenen Kapazitäten zur 

Unterstützung von KMU erweitert werden. 

Besonderes Augenmerk sollte auf soziale 

Unternehmen gelegt werden. 

 

Änderungsantrag   19 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 17 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(17) Um die Sichtbarkeit der gemäß der 

Verordnung (EU) Nr. 2015/1017 

gewährten EU-Garantie zu steigern, sollten 

die EIB und der EIF sicherstellen, dass die 

Endbegünstigten, und unter anderem auch 

KMU, über die Möglichkeit einer EFSI-

Förderung informiert werden. 

(17) Um die Sichtbarkeit der gemäß der 

Verordnung (EU) Nr. 2015/1017 

gewährten EU-Garantie zu steigern, sollten 

die EIB und der EIF sicherstellen, dass die 

Endbegünstigten, und unter anderem auch 

Start-up-Unternehmen und KMU, über 

die Möglichkeit einer EFSI-Förderung 

informiert werden. Das Logo des EFSI 

sollte, insbesondere im Falle von KMU, 

an prominenter Stelle in den 

Finanzierungsvereinbarungen 

erscheinen, um die Sichtbarkeit des EFSI 

als eine Initiative der Union zu erhöhen.  

 

Änderungsantrag   20 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 21 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(21) Die Europäische Plattform für 

Investitionsberatung (EIAH) sollte 

ausgebaut werden und ihre Tätigkeit sollte 

sich auf Anforderungen konzentrieren, die 

im Rahmen der derzeitigen Vorkehrungen 

nicht angemessen gedeckt werden. 

Besonderes Augenmerk sollte darauf 

gelegt werden, die Vorbereitung von 

Projekten zu unterstützen, an denen zwei 

oder mehr Mitgliedstaaten beteiligt sind 

oder die zur Erreichung der Ziele der COP 

21 beitragen. Neben ihrer Aufgabe, 

aufbauend auf bestehende 

Beratungsdienste der EIB und der 

(21) Die Europäische Plattform für 

Investitionsberatung (EIAH) sollte 

verbessert werden, indem die 

Zugänglichkeit und Transparenz 

gesteigert werden; außerdem sollte der 

Schwerpunkt ihrer Tätigkeit auf die 

Anforderungen gelegt werden, die im 

Rahmen der derzeitigen Vorkehrungen 

nicht angemessen abgedeckt werden. 

Besonderes Augenmerk sollte darauf 

gelegt werden, die Vorbereitung von 

Projekten zu unterstützen, die das 

Kriterium der Zusätzlichkeit wirklich 

erfüllen, an denen zwei oder mehr 
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Kommission als zentrale Anlaufstelle für 

die Projektfinanzierungsberatung in der EU 

zu fungieren, sollte die EIAH auch einen 

aktiven Beitrag zu dem Ziel der sektoralen 

und geografischen Diversifizierung des 

EFSI leisten und die EIB 

erforderlichenfalls bei der Ausarbeitung 

von Projekten unterstützen. Des Weiteren 

sollte sie sich aktiv an der Einrichtung von 

Investitionsplattformen beteiligen und 

Beratung zur Kombination anderer EU-

Finanzierungsquellen mit dem EFSI 

anbieten. 

Mitgliedstaaten beteiligt sind, die in 

Grenzregionen angesiedelt sind und die 

zur Verwirklichung der Ziele der COP 21 

beitragen. Neben ihrer Aufgabe, aufbauend 

auf bestehende Beratungsdienste der EIB 

und der Kommission als zentrale 

Anlaufstelle für die 

Projektfinanzierungsberatung in der EU zu 

fungieren, sollte die EIAH auch einen 

aktiven Beitrag zu dem Ziel der sektoralen 

und geografischen Diversifizierung des 

EFSI leisten und die EIB 

erforderlichenfalls bei der Ausarbeitung 

und Bündelung von Projekten 

unterstützen, indem sie ihre Präsenz in 

den Mitgliedstaaten, in denen zwar nur 

begrenzte Kapazitäten, jedoch ein großes 

Investitionspotenzial vorhanden sind, vor 

Ort ausbaut. Die Finanzmittel der EIAH 

sollten erhöht werden, damit sie Büros 

einrichten kann, die als dezentrale 

regionale Cluster für technische 

Unterstützung fungieren, und dafür 

sorgen kann, dass das 

Informationsmaterial in allen Sprachen 

der Mitgliedstaaten zur Verfügung steht. 

Die EIAH sollte auch den Besonderheiten 

der Mitgliedstaaten, etwa dem Reifegrad 

der Finanzmärkte, der begrenzten 

Erfahrung mit dem Einsatz komplexer 

Finanzinstrumente und spezifischen 

Hindernissen im Bereich der 

Projektentwicklung und -umsetzung, 

Rechnung tragen. Des Weiteren sollte sie 

aktiv mit etablierten nationalen 

Förderbanken oder -instituten 

zusammenarbeiten, gemeinsam mit der 

Kommission darauf hinwirken, die 

Mitgliedstaaten dabei zu unterstützen, 

nationale Förderbanken einzurichten, 

und sich an der Einrichtung von 

sektoralen, thematischen oder regionalen 

Investitionsplattformen beteiligen, 

Beratung zur Kombination anderer EU-

Finanzierungsquellen mit dem EFSI 

anbieten und Informationen über die 

jeweiligen Förderkriterien dieser Fonds 

bereitstellen. 



 

PE597.734v02-00 22/39 AD\1121585DE.docx 

DE 

Änderungsantrag   21 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 21 a (neu)  

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (21a) Es ist begrüßenswert, dass 

bestimmte Finanzierungen über den 

EFSI in Form einer Beteiligung an den 

finanzierten Projekten bereitgestellt 

werden können. Angesichts der Tatsache, 

dass bestimmte Finanzierungen in dieser 

Form bereitgestellt werden können, sollte 

dieses System auch bei öffentlichen 

Projekten, für die Fördermittel beantragt 

werden, zur Anwendung kommen. 

Änderungsantrag   22 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 22 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(22) Die Verordnungen (EU) Nr. 

1316/2013 und (EU) 2015/1017 sollten 

daher entsprechend geändert werden. 

(22) Die Verordnung (EU) 2015/1017 

sollte daher entsprechend geändert werden. 

Änderungsantrag   23 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 2 

Verordnung (EU) 2015/1017 

Artikel 5 – Absatz 1 – Unterabsatz 3 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

„Um Marktversagen oder suboptimale 

Investitionsbedingungen besser 

ausgleichen zu können, müssen die durch 

den EFSI geförderten Sondertätigkeiten 

der EIB in der Regel Aspekte wie 

Nachrangigkeit, Beteiligung an 

Risikoteilungsinstrumenten 

grenzübergreifende Merkmale, eine 

spezifische Risikoexponierung oder 

andere, in Anhang II näher erläuterte 

nachweisbare Aspekte aufweisen. 

„Probleme wie wirtschaftliche und 

finanzielle Ineffizienzen, Marktversagen 

und suboptimale Investitionsbedingungen, 

einschließlich der unterschiedlichen 

Investitionskapazitäten der 

Mitgliedstaaten und der abweichenden 

Risikoaufschläge, Differenzen beim 

Schuldenabbau, schwache 

Investitionsmultiplikatoren, komplizierte 

multinationale und grenzübergreifende 

Projekte und mangelnde 
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Risikobereitschaft, insbesondere in den 

Bereichen Forschung, Innovation und 

neue Technologien, sowie 

Schwierigkeiten in Bezug auf neue und 

herkömmliche Infrastrukturen müssen 

mit den durch den EFSI geförderten 

Sondertätigkeiten der EIB wirksamer 

angegangen werden. 

 Daher müssen diese Sondertätigkeiten in 

der Regel Aspekte wie Nachrangigkeit, 

Beteiligung an 

Risikoteilungsinstrumenten, 

Erstausfallgarantie-Modelle – wenn der 

EFSI in Kombination mit Unionsmitteln 

bzw. Haushaltsressourcen der 

Mitgliedstaaten eingesetzt wird –, 

grenzübergreifende Merkmale und eine 

spezifische Risikoexponierung oder 

andere, in Anhang II näher erläuterte 

nachweisbare Aspekte aufweisen. Mithilfe 

des EFSI sollen die Anzahl der Projekte 

und der Begünstigten sowie die mögliche 

Hebelwirkung so weit wie möglich 

gesteigert werden. 

Vorhaben der EIB, die mit einem Risiko 

verbunden sind, das geringer als das 

Mindestrisiko im Rahmen der 

Sondertätigkeiten der EIB ist, können 

ebenfalls durch den EFSI gefördert 

werden, wenn der Einsatz der EU-Garantie 

erforderlich ist, um Zusätzlichkeit im 

Sinne des Unterabsatzes 1 dieses Absatzes 

zu gewährleisten. 

Vorhaben der EIB, die mit einem Risiko 

verbunden sind, das geringer als das 

Mindestrisiko im Rahmen der 

Sondertätigkeiten der EIB ist, werden 

nicht durch den EFSI gefördert, es sei 

denn, der Einsatz der EU-Garantie ist 

erforderlich, um Zusätzlichkeit im Sinne 

des Unterabsatzes 1 dieses Absatzes zu 

gewährleisten, und unter der 

Voraussetzung, dass diese Vorhaben nicht 

besser über andere Finanzierungsquellen 

finanziert werden können. 

Bei durch den EFSI geförderten Projekten, 

die eine physische Infrastruktur zur 

Verbindung zweier oder mehrerer 

Mitgliedstaaten oder die Ausweitung einer 

physischen Infrastruktur oder einer mit 

einer physischen Infrastruktur 

zusammenhängenden Dienstleistung von 

einem Mitgliedstaat auf einen oder mehrere 

andere Mitgliedstaaten zum Gegenstand 

haben, gilt das Zusätzlichkeitskriterium 

ebenfalls als erfüllt.“; 

Durch den EFSI können Projekte 

gefördert werden, die eine physische 

Infrastruktur zur Verbindung zweier oder 

mehrerer Mitgliedstaaten oder die 

Ausweitung einer physischen Infrastruktur 

oder einer mit einer physischen 

Infrastruktur zusammenhängenden 

Dienstleistung von einem Mitgliedstaat auf 

einen oder mehrere andere Mitgliedstaaten 

zum Gegenstand haben, sofern diese 

Projekte das Zusätzlichkeitskriterium 
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erfüllen. 

 Die Zusätzlichkeit hängt auch mit dem 

innovativen Charakter und den 

langfristigen gesellschaftlichen und 

ökologischen Vorteilen der Projekte und 

den damit verbundenen möglichen 

längerfristigen und höheren 

Erfordernissen in Bezug auf die 

Risikofinanzierung zusammen. 

 Um Branchen besser zu erreichen, in 

denen die Nachfrage nach Finanzierung 

durch Privatinvestitionen nicht 

hinreichend abgedeckt werden kann und 

in denen der Zugang zur Finanzierung im 

Rahmen der herkömmlichen Tätigkeiten 

der EIB aufgrund der Art und des 

Umfangs der Geschäfte und der 

Darlehensvoraussetzungen nicht möglich 

ist, sollten im Rahmen des EFSI darüber 

hinaus auch branchenspezifische 

Finanzierungsmechanismen – 

insbesondere für die Kultur- und 

Kreativwirtschaft – gefördert werden, die 

in den EU-Rahmenprogrammen wie der 

Bürgschaftsfazilität innerhalb des 

Programms „Kreatives Europa“ 

vorgesehen sind, indem Garantien zur 

Aufstockung und Vorabausstattung dieser 

Mechanismen bereitgestellt werden. 

 Wenn der EFSI mit weiteren Fonds, 

beispielsweise der Fazilität „Connecting 

Europe“, Horizont 2020 oder den 

europäischen Struktur- und 

Investitionsfonds, kombiniert wird, kommt 

darüber hinaus das 

Zusätzlichkeitskriterium zur Anwendung, 

und die Tranche, die mit dem höchsten 

Risiko behaftet ist, wird vom EFSI 

abgedeckt. Finanzmittel aus dem EFSI 

ersetzen jedoch nicht Finanzhilfen aus 

Finanzierungsquellen der EU wie den 

europäischen Struktur- und 

Investitionsfonds, der Fazilität 

„Connecting Europe“ und Horizont 2020. 
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Änderungsantrag   24 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 2 a (neu) 

Verordnung (EU) 2015/1017 

Artikel 5 – Absatz 2 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (2a) In Artikel 5 wird der folgende 

Absatz eingefügt: 

 „(2a) Zu diesem Zweck und mit dem 

Ziel, dass dem Kriterium der 

Zusätzlichkeit nicht nur finanzielle 

Variablen oder Risikovariablen zugrunde 

gelegt werden, wird im Rahmen des EFSI 

die ökologische und soziale 

Leistungsfähigkeit jedes geförderten 

Projekts bewertet.“ 

 

Änderungsantrag   25 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 3 a (neu) 

Verordnung (EU) 2015/1017 

Artikel 6 – Absatz 1 – Unterabsatz 1 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (3a) Artikel 6 Absatz 1 wird folgender 

Unterabsatz angefügt: 

 „Der Investitionsausschuss ist dafür 

zuständig, dafür zu sorgen, dass Projekte 

im Rahmen der EU-Garantie in erster 

Linie dem sozialen und regionalen 

Zusammenhalt in der Union dienen.“ 

 

Änderungsantrag   26 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 4 – Buchstabe a – Ziffer - i (neu) 

Verordnung (EU) 2015/1017 

Artikel 7 – Absatz 8 – Buchstabe d 
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Derzeitiger Wortlaut Geänderter Text 

 -i) Buchstabe d erhält folgende 

Fassung: 

„d)  Infrastrukturen der Informations- 

und Kommunikationstechnologien, 

„d) Infrastrukturen der Informations-, 

Cybersicherheits-, Netzwerk-, Blockchain- 
und Kommunikationstechnologien,“ 

 

Änderungsantrag   27 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 4 – Buchstabe a – Ziffer i a (neu) 

Verordnung (EU) 2015/1017 

Artikel 7 – Absatz 8 – Buchstabe f 

 

Derzeitiger Wortlaut Geänderter Text 

 ia) Buchstabe f erhält folgende 

Fassung: 

„f)  Bildung und Ausbildung, „f) Entwicklung des Humankapitals, 

Bildung und Ausbildung,“ 

 

Änderungsantrag   28 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 4 – Buchstabe a – Ziffer -ii (neu) 

Verordnung (EU) 2015/1017 

Artikel 7 – Absatz 8 – Buchstabe h 

 

Derzeitiger Wortlaut Geänderter Text 

 -ii) Buchstabe h erhält folgende 

Fassung: 

„h) KMU,“ „h) Start-up-Unternehmen und 

KMU,“ 

 

Änderungsantrag   29 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 4 – Buchstabe a – Ziffer ii a (neu) 

Verordnung (EU) 2015/1017 

Artikel 7 – Absatz 8 – Buchstabe l a (neu) 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 iia) Folgender Buchstabe wird 

eingefügt: 

 „la) Verteidigung.“ 

 

Änderungsantrag   30 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 4 – Buchstabe d 

Verordnung (EU) 2015/1017 

 Artikel 7 – Absatz 12 – Unterabsatz 2 – zweiter Satz 

 

Derzeitiger Wortlaut Geänderter Text 

Beschlüsse zur Genehmigung des 

Einsatzes der EU-Garantie sind öffentlich 

und zugänglich und enthalten eine 

Begründung, in der insbesondere auf die 

Erfüllung des Zusätzlichkeitskriteriums 

eingegangen wird. Die Veröffentlichung 

enthält keine sensiblen 

Geschäftsinformationen. Bei seiner 

Beschlussfassung stützt sich der 

Investitionsausschuss auf die von der EIB 

vorgelegten Unterlagen. 

Beschlüsse zur Genehmigung des 

Einsatzes der EU-Garantie werden 

zusammen mit ausführlichen Protokollen 

veröffentlicht und zugänglich gemacht und 

enthalten eine Begründung, in der 

insbesondere auf die Erfüllung des 

Zusätzlichkeitskriteriums eingegangen 

wird. Der Investitionsausschuss räumt in 

seinem Vorschlag den Aspekten 

Beschäftigung und Nachhaltigkeit mehr 

Bedeutung ein. Veröffentlichungen 

enthalten keine sensiblen 

Geschäftsinformationen. Bei seiner 

Beschlussfassung stützt sich der 

Investitionsausschuss auf die von der EIB 

vorgelegten Unterlagen. Alle im Rahmen 

des EFSI genehmigten Projekte bedürfen 

einer fundierten und nachprüfbaren 

Begründung hinsichtlich der 

Zusätzlichkeit durch den Lenkungsrat. 

Die Zusätzlichkeit einzelner Projekte 

muss ausführlich bewertet werden, 

insbesondere im Zusammenhang mit dem 

Marktversagen, das mit dem EFSI 

angegangen werden soll. 

 Die Bewertungsmatrix fungiert als 

Instrument zur Festlegung von 

Prioritäten für die einzelnen EFSI-

Projekte und ist nach der Bewertung der 

Projekte, die eine Inanspruchnahme der 

EU-Garantie beantragen, auch öffentlich 
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zugänglich. Darüber hinaus nutzt der 

Investitionsausschuss die Matrix der 

Indikatoren, um für eine unabhängige 

und transparente Beurteilung der 

potenziellen und der tatsächlichen 

Inanspruchnahme der EU-Garantie zu 

sorgen und dafür Sorge zu tragen, dass 

die EU-Garantie vorrangig für 

Tätigkeiten verwendet wird, die höhere 

Bewertungen und Zusätzlichkeit bieten. 

 

Änderungsantrag   31 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 5 – Buchstabe - a (neu) 

Verordnung (EU) 2015/1017 

Artikel 9 – Absatz 2 – Buchstabe e – Buchstaben ia bis ic (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 aa) In Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe e 

werden folgende Buchstaben eingefügt: 

 „ia) Blockchain-Technologie, 

 ib) Internet der Dinge, 

 ic) Infrastrukturen für 

Cybersicherheit und Netzwerkschutz;“ 

 

Änderungsantrag   32 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 5 – Buchstabe a a (neu) 

Verordnung (EU) 2015/1017 

Artikel 9 – Absatz 2 – Buchstabe i a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 aa) In Absatz 2 wird folgender 

Buchstabe eingefügt: 

 „ia) Unterstützung von Initiativen der 

Union im Bereich Verteidigung, 

insbesondere durch  

 i) Forschung und Entwicklung auf 

Unionsebene, 
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 ii) Entwicklung der 

Verteidigungsfähigkeiten der Union, 

 iii) KMU und mittelgroße 

Unternehmen im Bereich Verteidigung;“ 

 

Änderungsantrag   33 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 5 – Buchstabe b 

Verordnung (EU) 2015/1017 

Artikel 9 – Absatz 2 – Unterabsatz 1 a 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

„Gemäß den auf der COP 21 

eingegangenen Verpflichtungen sorgt die 

EIB dafür, dass mindestens 40 % der 

Finanzierungen im Rahmen des EFSI-

Finanzierungsfensters „Infrastruktur und 

Innovation“ Projekten zugutekommen, 

deren Komponenten einen Beitrag zum 

Klimaschutz leisten. Der Lenkungsrat 

stellt detaillierte Leitlinien hierfür 

bereit.“;  

Der Lenkungsrat des EFSI und der 

Investitionsausschuss stellen sicher, dass 

die einzelnen Projekte mit den in dieser 

Verordnung angeführten Kriterien im 

Einklang stehen und dazu beigetragen, 

die Klimaschutzziele der EU zu erreichen 

und den Übergang der EU zu einer von 

der Nachhaltigkeit geprägten Gesellschaft 

vorantreiben. Mindestens 40 % der 

Finanzierungen im Rahmen des 

Finanzierungsfensters „Infrastruktur und 

Innovation“ werden für Projekte 

vorgesehen, durch die den auf der 

COP 21 eingegangenen Verpflichtungen 

sowie den Verpflichtungen der EU, 

bis 2050 die Treibhausgasemissionen um 

80 bis 95 % zu verringern, unmittelbar 

nachgekommen wird. Darüber hinaus 

werden mindestens 20 % der EFSI-Mittel 

zur Unterstützung von Projekten im 

Bereich Energieeffizienz verwendet, 

wobei kleine innovative Projekte in der 

Baubranche Vorrang haben sollten und 

besonderes Augenmerk auf den Abbau 

sozialer Ungleichheit und Maßnahmen 

gegen die Energiearmut gelegt werden 

sollte. Eine EFSI-Finanzierung für KMU 

und mittelgroße Unternehmen wird in 

dieser Berechnung nicht berücksichtigt. 
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Änderungsantrag   34 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 5 – Buchstabe d a (neu) 

Verordnung (EU) 2015/1017 

Artikel 9 – Absatz 7 – Unterabsatz 2 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 Die Beteiligung der Mitgliedstaaten am 

EFSI wird durch die Vorschriften in 

Bezug auf Flexibilität und die Umsetzung 

des Stabilitäts- und Wachstumspakts, die 

der präventiven und der korrektiven 

Komponente des Pakts unterliegen, nicht 

eingeschränkt. Wenn Mitgliedstaaten und 

regionale und lokale Behörden einzelne 

im Rahmen des EFSI geförderte Projekte 

kofinanzieren, gilt diese Beteiligung 

daher als einmalige Maßnahme im Sinne 

des Stabilitäts- und Wachstumspakts, 

wodurch zum Erreichen der Ziele des 

EFSI im Hinblick auf die Schaffung von 

Arbeitsplätzen und Wachstum beigetragen 

wird. 

 

Änderungsantrag   35 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 8 – Buchstabe a 

Verordnung (EU) 2015/1017 

Artikel 12 – Absatz 5 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(5) Die in Absatz 2 genannte 

Ausstattung des Garantiefonds wird zur 

Erreichung eines gemessen an den 

Gesamtgarantieverpflichtungen der EU 

angemessenen Niveaus (im Folgenden 

„Zielbetrag“) eingesetzt. Der Zielbetrag 

wird auf 35 % der gesamten EU-

Garantieverpflichtungen festgesetzt.“; 

(5) Die in Absatz 2 genannte 

Ausstattung des Garantiefonds wird zur 

Erreichung eines gemessen an den 

Gesamtgarantieverpflichtungen der EU 

angemessenen Niveaus (im Folgenden 

„Zielbetrag“) eingesetzt. Der Zielbetrag 

wird auf 32 % der gesamten EU-

Garantieverpflichtungen festgesetzt.“; 
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Änderungsantrag   36 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 9 – Buchstabe a – Ziffer ii 

Verordnung (EU) 2015/1017 

Artikel 14 – Absatz 1 – Unterabsatz 2 – zweiter Satz  

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

„Sie leistet außerdem Unterstützung bei der 

Ausarbeitung von Klimaschutz- oder 

Kreislaufwirtschaftsprojekten oder Teilen 

davon, insbesondere im Zusammenhang 

mit der COP 21, von Projekten im digitalen 

Sektor sowie von Projekten gemäß Artikel 

5 Absatz 1 Unterabsatz 5.“; 

„Sie leistet außerdem Unterstützung bei der 

Ausarbeitung von Klimaschutz- oder 

Kreislaufwirtschaftsprojekten oder Teilen 

davon, insbesondere im Zusammenhang 

mit der COP 21, von ehrgeizigen 

grenzübergreifenden Projekten und 

Projekten im Bereich Forschung und 

Innovation, etwa im digitalen Sektor und 

im Telekommunikationssektor, sowie von 

Projekten gemäß Artikel 5 Absatz 1 

Unterabsatz 5.“; 

 

Änderungsantrag   37 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 9 – Buchstabe b – Ziffer i 

Verordnung (EU) 2015/1017 

Artikel 14 – Absatz 2 – Buchstabe c 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

c) der Nutzung des lokalen Wissens, 

um die EFSI-Förderung in der gesamten 

Union zu erleichtern, sowie gegebenenfalls 

der Unterstützung des in Anhang II 

Abschnitt 8 genannten Ziels der sektoralen 

und geografischen Diversifizierung des 

EFSI durch Hilfestellung für die EIB bei 

der Ausarbeitung von Maßnahmen, 

c) der Nutzung des lokalen und 

regionalen Wissens, um die EFSI-

Förderung in der gesamten Union zu 

erleichtern, sowie der Unterstützung des in 

Anhang II Abschnitt 8 genannten Ziels der 

sektoralen und geografischen 

Diversifizierung des EFSI durch 

Hilfestellung für die EIB und die 

Projektentwickler bei der Ausarbeitung 

und Zusammenfassung von Maßnahmen, 

 

Änderungsantrag   38 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 9 – Buchstabe b – Ziffer ii 

Verordnung (EU) 2015/1017 

Artikel 14 – Absatz 2 – Buchstabe e 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

e) der proaktiven Unterstützung bei 

der Einrichtung von 

Investitionsplattformen, 

e) der proaktiven Unterstützung bei 

der Einrichtung von 

Investitionsplattformen, wann immer dies 

erforderlich ist. Investitionsplattformen 

sind ein wichtiges Instrument für den 

Umgang mit Marktversagen, 

insbesondere bei der Finanzierung 

mehrerer, regionaler oder thematischer 

Projekte, darunter auch Projekte im 

Bereich Energieeffizienz, und 

grenzübergreifender Projekte. Da die 

Einrichtung von Investitionsplattformen 

in der EU nicht dem tatsächlichen Bedarf 

des Marktes entspricht, wird der 

Ausweitung des Anwendungsbereichs und 

des Einsatzes von Investitionsplattformen 

mehr Aufmerksamkeit gewidmet, damit 

kleine Projekt wirksam zusammengefasst 

werden können; 

 

Änderungsantrag   39 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 9 – Buchstabe b – Ziffer iii 

Verordnung (EU) 2015/1017 

Artikel 14 – Absatz 2 – Buchstabe f 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

f) der Beratung in Bezug auf die 

Kombinierung von EFSI-Förderungen 

mit anderen EU-Finanzierungsquellen (wie 

dem Europäischen Struktur- und 

Investitionsfonds, Horizont 2020 und der 

Fazilität „Connecting Europe“).“; 

f) der Beratung in Bezug auf die 

Kombinierung des EFSI mit anderen EU-

Finanzierungsquellen wie den 

Europäischen Struktur- und 

Investitionsfonds, Horizont 2020 (unter 

anderem einschließlich des Europäischen 

Innovations- und Technologieinstituts) 

und der Fazilität „Connecting Europe“, 

wodurch die optimale Kombination 

verschiedener Unionsmittel erleichtert 

wird. Dabei werden keine negativen 

Anreize im Hinblick auf 

Verstärkungseffekte oder die 

Mobilisierung von „frischen Mitteln“ 

bzw. unproduktivem Kapital geschaffen; 
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Änderungsantrag   40 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 9 – Buchstabe b – Ziffer iii a (neu) 

Verordnung (EU) 2015/1017 

Artikel 14 – Absatz 2 – Buchstabe f a (new) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 iiia) Folgender Buchstabe wird 

eingefügt: 

„ „fa) der Beratung in Bezug auf 

Projekte, an denen zwei oder mehr 

Mitgliedstaaten beteiligt sind, und der 

Unterstützung für die Einrichtung von 

Ad-hoc-Organen oder anderen 

Zweckgesellschaften, einschließlich 

dezentraler Cluster für technische 

Unterstützung, um dem Bedarf einer 

bestimmten Branche oder Region besser 

zu entsprechen, etwa Projekte im Bereich 

Energieeffizienz in südöstlichen 

Mitgliedstaaten. Auch für interregionale, 

multiregionale, multinationale oder 

grenzübergreifende Projekte sowie für die 

mögliche Kombination mit anderen EU-

Finanzierungsquellen, auch jene, die die 

territoriale Zusammenarbeit in der Union 

umfassen, wird eine Beratung 

angeboten;“ 

 

Änderungsantrag   41 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 9 – Buchstabe b – Ziffer iiii b (neu) 

Verordnung (EU) 2015/1017 

Artikel 14 – Absatz 2 – Buchstabe f b (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 iiib) Folgender Buchstabe wird 

eingefügt: 

 „fb) der Bereitstellung zusätzlicher 

Unterstützung für Mitgliedstaaten, deren 
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Finanz- und Kapitalmärkte besonders 

stark von der jüngsten Finanzkrise in 

Mitleidenschaft gezogen wurden und die 

daher erhebliche Investitionslücken 

sowohl in strategisch relevanten und für 

die Entwicklung langfristiger 

Wettbewerbsvorteile wichtigen Sektoren 

als auch bei risikoreichen und weniger 

weit entwickelten Forschungs- und 

Innovationsprojekten bewältigen 

müssen.“ 

 

Änderungsantrag   42 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 9 – Buchstabe c 

Verordnung (EU) 2015/1017 

Artikel 14 – Absatz 5 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(5) Zur Erreichung des in Absatz 1 

genannten Ziels und um die Erbringung 

von Beratungsdiensten vor Ort zu 

erleichtern, ist die EIAH bestrebt, auf die 

Sachkenntnis der EIB, der Kommission, 

nationaler Förderbanken oder -institute und 

der Verwaltungsbehörden der europäischen 

Struktur- und Investitionsfonds 

zurückzugreifen.“; 

(5) Zur Erreichung des in Absatz 1 

genannten Ziels und um die Erbringung 

von Beratungsdiensten vor Ort zu 

erleichtern, ist die EIAH bestrebt, auf die 

Sachkenntnis der Kommission, nationaler 

Förderbanken oder -institute und der 

Verwaltungsbehörden der europäischen 

Struktur- und Investitionsfonds 

zurückzugreifen und mit ihnen 

zusammenzuarbeiten. 

 

Änderungsantrag   43 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 9 – Buchstabe d a (neu) 

Verordnung (EU) 2015/1017 

Artikel 14 – Absatz 7 

 

Derzeitiger Wortlaut Geänderter Text 

 da) Absatz 7 erhält folgende Fassung: 

„(7) Die Union leistet einen Beitrag von 

maximal 20 EUR pro Jahr zur Deckung 

der Kosten des EIAH-Geschäftsbetriebs bis 

zum 31. Dezember 2020 für die Dienste, 

„(7) Die Union leistet einen Beitrag in 

der notwendigen Höhe von mindestens 

20 000 000 EUR pro Jahr zur Deckung der 

Kosten des EIAH-Geschäftsbetriebs bis 
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die die EIAH gemäß Absatz 2 erbringt und 

die zu denjenigen hinzukommen, die 

bereits im Rahmen anderer 

Unionsprogramme zur Verfügung stehen, 

soweit diese Kosten nicht durch die 

verbleibenden Beträge der in Absatz 4 

erwähnten Entgelte abgedeckt sind. 

zum 31. Dezember 2020, damit die EIAH 

ihre erweiterten Zuständigkeiten 

wahrnehmen und die Dienste, die sie 

gemäß Absatz 2 erbringt und die zu 

denjenigen hinzukommen, die bereits im 

Rahmen anderer Unionsprogramme zur 

Verfügung stehen, verstärken kann, soweit 

diese Kosten nicht durch die verbleibenden 

Beträge der in Absatz 4 erwähnten Entgelte 

abgedeckt sind.“ 

 

Änderungsantrag   44 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 10 – Buchstabe b 

Verordnung (EU) 2015/1017 

Artikel 18 – Absätze 7 und 8 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

b) Die Absätze 7 und 8 werden 

gestrichen; 

entfällt 

 

Änderungsantrag   45 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 11 

Verordnung (EU) 2015/1017 

Artikel 19 – Absatz 1 a 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Die EIB und der EIF informieren die 

Endbegünstigten, auch KMU, über das 

Vorhandensein von EFSI-Förderungen 

oder verpflichten die Finanzintermediäre 

dazu, dies zu tun.“; 

Die EIB und der EIF informieren die 

Endbegünstigten, auch KMU, über das 

Vorhandensein von EFSI-Förderungen 

oder verpflichten die Finanzintermediäre 

dazu, dies zu tun, und machen 

insbesondere im Fall von KMU diese 

Information an prominenter Stelle auf der 

Finanzierungsvereinbarung und jedem 

Vertrag sichtbar, der eine EFSI-

Förderung umfasst, um so das 

Bewusstsein der Öffentlichkeit zu 

schärfen und die Wahrnehmung zu 

verbessern. 
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Änderungsantrag   46 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 12 

Verordnung (EU) 2015/1017 

Artikel 22 – Absatz 1 – Unterabsatz 4 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Die Kommission stellt bei Bedarf 

detaillierte Leitlinien bereit. 

Die Kommission stellt bei Bedarf 

detaillierte Leitlinien bereit. Zusätzlich ist 

die Kommission für die Ermittlung von 

Standardkriterien und Definitionen 

zuständig, um für Transparenz im 

Zusammenhang mit Steuerfragen zu 

sorgen. Darüber hinaus legt die 

Kommission jährlich einen Bericht mit 

Einzelheiten zu allen Projekten je 

Politikbereich vor, die im Rahmen des 

EFSI Unterstützung durch die Union 

erhalten haben, einschließlich des 

Gesamtbetrags der Beiträge aus den 

einzelnen Finanzierungsquellen sowie der 

Risikoprofile. Bei ihren Finanzierungs- 

und Investitionstätigkeiten wendet die 

EIB auch die im Unionsrecht festgelegten 

Grundsätze und Normen an, die sich auf 

die Nutzung des Finanzsystems zum 

Zwecke der Geldwäsche und zur 

Finanzierung des Terrorismus beziehen, 

einschließlich der Vorgabe, 

gegebenenfalls angemessene Maßnahmen 

zur Ermittlung des wirtschaftlichen 

Eigentümers einzuleiten. 

 

Änderungsantrag   47 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 2 – Absatz 1 – Nummer 1 

Verordnung (EU) Nr. 1316/2013 

Artikel 5 – Absatz 1 – Buchstabe b 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

b) Telekommunikationssektor: 

1 091 602 000 EUR; 

b) Telekommunikationssektor: 

1 141 602 000 EUR; 

 



 

AD\1121585DE.docx 37/39 PE597.734v02-00 

 DE 

Änderungsantrag   48 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 2 – Absatz 1 – Nummer 1 

Verordnung (EU) Nr. 1316/2013 

Artikel 5 – Absatz 1 – Buchstabe c 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

c) Energiesektor: 5 005 075 000 EUR. c) Energiesektor: 5 350 075 000 EUR. 
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